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Zusammenfassung – Kurzinformation der Inhalte
	Behandlungsplätze,

an denen kein 
amalgamhaltiges Abwasser anfällt


	· Keine Auflagen durch die zuständige untere Wasserbehörde.

	Behandlungsplätze, 

an denen amalgam​haltiges Abwasser anfällt

	· Abwasser aus zahnärztlichen Behandlungsplätzen, bei denen Amalgam anfällt, darf bei einem bauartzugelassenen, regelmäßig entleertem, 
gewartetem und überprüftem (vor Inbetriebnahme und anschließend in Abständen von nicht länger als 5 Jahren) Abscheider in öffentliche 
Abwasseranlagen eingeleitet werden.

· der Anzeige sind beizufügen :

-
Erfassungsbogen für amalgamhaltiges Abwasser mit Geschossplan

-
je bereits betriebenem Abscheider ein Beschreibungsbogen


	Neuinstallierte 
Behandlungsplätze,

an denen amalgam​haltiges Abwasser anfällt


	· Inbetriebnahme des Behandlungsplatzes nur mit Amalgamabscheider mit Prüfzeichen des Institutes für Bautechnik Berlin.
· Siehe oben stehende Zeile.

	Betrieb von 
Amalgam​abscheidern
	· Die Amalgamfracht des Rohabwassers aus den Behandlungsplätzen 
ist am Ort des Abwasseranfalls um 95 Prozent zu verringern, d.h. die Abscheideeinrichtung muss mindestens diesen Wirkungsgrad erreichen.
· Die Anforderung, dass das anfallende Abwasser aus dem Umgang mit Amalgam über den Amalgamabscheider geleitet wird, muss erfüllt sein.

· Nach der Indirekteinleiterverordnung ist es auch möglich, einen 
Abscheider für mehrere Behandlungsplätze zu betreiben, sofern sichergestellt ist, dass der Abscheider die anfallende Abwassermenge mit dem vorgeschriebenen Wirkungsgrad (Abscheidewirkungsgrad) verarbeiten kann.

· Funktion der Anzeigeelemente jährlich überprüfen.
· Regelmäßige Prüfung des Abscheiders auf ordnungsgemäßen Zustand (spätestens nach 5 Jahren) im Wartungsbuch dokumentieren.

· Die Entleerung und Wartung des Abscheiders sind im Wartungsbuch zu dokumentieren.
· Das Wartungsbuch ist 5 Jahre nach der letzten Eintragung 
aufzubewahren.
· Aufbewahrung der Entsorgungsnachweise für Amalgam für die Dauer von 3 Jahren.



	Amalgam / Minamata-Konvention / 


Neue EU-Quecksilber-Verordnung gilt ab 01.01.2018

	2.


Die neue EU-Quecksilberverordnung (Verordnung (EU) 2017/852 vom 17. Mai 2017) wird ab dem 
1. Januar 2018 in allen EU-Mitgliedstaaten gelten.

Mit der Verordnung wird die 2013 unter dem Dach der Vereinten Nationen verabschiedete Minamata-Konvention zur Reduzierung des weltweiten Quecksilberverbrauchs zum Schutz der Umwelt auf 
europäischer Ebene umgesetzt. Die Minamata-Konvention verfolgt das Ziel, den Ausstoß von 
Quecksilber weltweit einzudämmen. Sie dient damit dem Schutz der menschlichen Gesundheit und der Umwelt dort, wo Quecksilberemissionen unmittelbar entstehen, aber auch dort, wo sie hin 
transportiert werden. Neben anderen Arten der Quecksilberverwendung regelt die neue 
EU-Verordnung insbesondere die künftige Nutzung von Dentalamalgam.

Die neue EU-Quecksilber-Verordnung enthält für die Zahnarztpraxis folgende relevante Anforderungen:

· Ab dem 1. Januar 2019 darf Dentalamalgam nur noch in vordosierter, verkapselter Form verwendet werden. Die Verwendung von Quecksilber in loser Form durch Zahnärzte ist verboten.
· Ab dem 1. Juli 2018 darf Dentalamalgam nicht mehr für die zahnärztliche Behandlung von Milchzähnen, von Kindern unter 15 Jahren und von Schwangeren oder Stillenden 
verwendet werden, es sei denn, der Zahnarzt erachtet eine solche Behandlung wegen der spezifischen medizinischen Erfordernisse bei dem jeweiligen Patienten als zwingend 
notwendig.
· Ab dem 1. Januar 2019 müssen Betreiber zahnmedizinischer Einrichtungen (Praxis-inhaber), in denen Dentalamalgam verwendet oder Dentalamalgamfüllungen oder solche Füllungen enthaltende Zähne entfernt werden, sicherstellen, dass sie mit Amalgam-abscheidern …, ausgestattet sind.
Diese Betreiber (Praxisinhaber) müssen sicherstellen, dass:

a)
Amalgamabscheider, die nach dem 1. Januar 2018 in Betrieb genommen werden, eine 
Rückhaltequote von mindestens 95 % der Amalgampartikel leisten;

b)
ab dem 1. Januar 2021 alle in Gebrauch befindliche Amalgamabscheider die unter 
Buchstabe a festgelegte Rückhaltequote leisten.

Amalgamabscheider müssen nach den Anweisungen des Herstellers gewartet werden, damit die höchste praktikable Rückhaltequote erreicht wird.

Bei Kapseln und Amalgamabscheidern, die Europäischen Normen oder anderen nationalen oder internationalen Normen entsprechen, die ein gleichwertiges Niveau in Bezug auf Qualität und Rückhaltung vorsehen, wird davon ausgegangen, dass sie diese Anforderung erfüllen.
· Zahnärzte müssen sicherstellen, dass ihr Amalgamabfall – auch Amalgamrückstände, 
-partikel, -füllungen und mit Dentalamalgam verunreinigte Zähne oder Teile davon – von 
einer zugelassenen Abfallbewirtschaftungsanlage oder einem zugelassenen Abfall-bewirtschaftungsunternehmen behandelt und gesammelt wird.
Zahnärzte dürfen derartigen Amalgamabfall unter keinen Umständen direkt oder indirekt in die Umwelt freisetzen.

Ergebnisse und Auswirkungen im Überblick:
1.
Amalgam bleibt als zahnmedizinischer Werkstoff erhalten.


-
Dentalamalgam darf ab dem 1. Januar 2019 nur noch in vordosierter, verkapselter Form 
verwendet werden.


-
Die Verwendung von Quecksilber in loser Form durch Zahnärzte ist ab dem 1. Januar 2019 
verboten

2.
Eingeschränktes Amalgamverbot bei Risikogruppen.

-
Dentalamalgam darf ab dem 1. Juli 2018 nicht mehr für die zahnärztliche Behandlung von Milchzähnen, von Kindern unter 15 Jahren und von Schwangeren oder Stillenden verwendet werden, es sei denn, der Zahnarzt erachtet eine solche Behandlung wegen der spezifischen medizinischen Erfordernisse bei dem jeweiligen Patienten als zwingend notwendig.
3.
Sichere Entsorgung von Amalgamabfällen - Amalgamabscheider.

-
Die in Artikel 10 Abs. 4 definierten Anforderungen an die Betriebseffizienz der Amalgam-abscheider sind grundsätzlich seit den 1990-er Jahren durch die Abwasserverordnung i. V. m. dem Anhang 50 - Zahnbehandlung in Deutschland zu erwarten.


-
Die in Artikel 10 Abs. 6 definierten Anforderungen an die sichere Entsorgung von Amalgam-abfällen (Abfallschlüssel 18 01 10*) stellt in Deutschland ein längst etabliertes Entsorgungs-management (Entsorgung über eine Entsorgungsfirma inkl. Übernahmeschein) dar.

Den EU-Mitgliedstaaten müssen darüber hinaus Sanktionen für den Fall der Nicht-einhaltung der Verordnung erlassen.

	Voraussetzungen der Indirekteinleitung


	3.


Die bundes- und landesrechtlichen Rechtsgrundlagen für die Indirekteinleitung finden sich im 
Wasser​haushaltsgesetz (WHG) sowie im Wassergesetz (WG) Baden-Württemberg. Auf Grund der 
Ermächti​gungen in diesen Gesetzen wurden die Abwasserverordnung (AbwV) und die Indirekteinleiterver​ordnung (IndVO) erlassen.

Abwasserverordnung (AbwV) 

Anhang 50 „Zahnbehandlung“ 

Amalgamabscheider stellen eine Abwasseranlage dar, für deren Betrieb die Regelungen des Wassergesetzes Baden Württemberg eingreifen. Gemäß § 48 Abs. 4 Wassergesetz in Verbindung mit § 5 Abs. 2 Nr. 2 IndVO entfällt jedoch das Genehmigungserfordernis, wenn es sich bei dem Amalgamabscheider um eine Anlage handelt, in der nach der Bauartzulassung die Anforderungen des §§ 2 und 3 der IndVO als eingehalten gelten. 

Die §§ 2, 3 IndVO beziehen sich auf die Anforderungen an amalgamhaltige Abwasser, die für die Zahnbehandlung im Anhang 50 „Zahnbehandlung“ zur Abwasserverordnung des Bundes konkretisiert sind. Nach der IndVO in Verbindung mit dem Anhang 50 „Zahnbehandlung“, müssen Behandlungsplätze, an denen amalgamhaltiges Abwasser anfällt, mit einem Amalgamabscheider ausgerüstet sein. Der Amalgamabscheider muss einen Abscheidungswirkungsgrad von mindestens 95 % aufweisen (Prüfzeichen des Instituts für Bautechnik Berlin, die Adresse finden Sie im Kapitel „Kurzübersicht – Adressen, Fristen, Termine“ oder im Internet unter www.dibt.de). Dies gilt für neu installierte Behandlungsplätze wie auch für die Inbetriebnahme gebrauchter Behandlungseinheiten bzw. deren Nachrüstung.

Nach Buchstabe E „Anforderungen an das Abwasser für den Ort des Anfalls“ des Anhang 50 gelten die Anforderungen in der Regel als eingehalten, wenn das Abwasser in einem bauartzugelassenen Amalgamabscheider ordnungsgemäß behandelt, dieser Abscheider entsprechend seiner Zulassung regelmäßig entleert und gewartet und vor Inbetriebnahme und anschließend in Abständen von nicht länger als 5 Jahren nach Landesrecht auf seinen ordnungsgemäßen Zustand überprüft wird.

In Baden Württemberg wurden allerdings bisher keine landesrechtlichen Bestimmungen zur regelmäßigen Überprüfung von Amalgamabscheidern erlassen. Auch sind hierfür keine Sachverständigen bestellt worden. Daher wird die Überprüfung auf den ordnungsgemäßen Zustand dann als erfüllt angesehen, wenn der Abscheider entsprechend seiner Zulassung regelmäßig gewartet und instandgehalten wird; eine Genehmigung der unteren Wasserbehörde entfällt.  

Die Wartung, die Entleerung und die Entsorgung des abgeschiedenen Amalgams sind zu dokumentieren. Die Nachweise sind bis mindestens 5 Jahre nach dem letzten Vorgang aufzubewahren. Weitere Informationen hierzu s. u. unter Kapitel „Wartungsbuch“.



Die Indirekteinleiterverordnung ermöglicht auch den Betrieb eines zentralen Abscheiders für mehrere Behandlungsplätze, sofern sichergestellt ist, dass der Abscheider die anfallende Abwassermenge mit dem vorgeschriebenen Wirkungsgrad (Abscheidewirkungsgrad) verarbeiten kann.

Behandlungsplätze, an denen kein amalgamhaltiges Abwasser anfällt – ausschließlich für Chirurgie, Prothetik, Kieferorthopädie oder Prophylaxe vorgesehene Behandlungsplätze – müssen nicht mit Amalgamabscheidern ausgerüstet sein oder werden.

Zur Entsorgung des Amalgams s. u. unter Kapitel „Abfall“. 

Anhang 53 „Fotografische Prozesse (Silberhalogenid-Fotografie)“
Für anfallende Abwässer aus fotografischen Prozessen der Silberhalogenid-Fotografie oder der 
Behandlung von flüssigen Abfällen aus diesen Prozessen kommt der Anhang 53 zur Abwasserverordnung zur Anwendung. In der Kieferorthopädie und in der Oralchirurgie finden weitgehend großflächige Röntgenfilmformate bei Röntgenuntersuchungen Anwendung. In der allgemeinen Zahnheilkunde kommen vorwiegend kleinflächige Röntgenfilmformate zum Einsatz. Grundsätzlich fällt in den Zahnarztpraxen ein Film- und Papierdurchsatz von nicht mehr als 200 m² je Jahr an, wenn kein Abwasser aus der Behandlung von Bädern anfällt. Somit fallen diese Zahnarztpraxen gemäß Teil A Abs.2 Nr.3 nicht in den Geltungsbereich des Anhangs 53 zur AbwV. 
Beispiel-Berechnung: Die großflächigen Röntgenfilmformate in der Kieferorthopädie belaufen sich auf eine Kantenlänge von max. 15 x 30 cm, überwiegend aber 13 x 30 cm. Hieraus ergibt sich eine Röntgenfilmfläche von max. 0,045 m². Die Berechnung geht von 700 Patienten in einer kieferorthopädischen Praxis pro Jahr aus, die auch einer Röntgenuntersuchung unterzogen wurden. Das Berechnungsergebnis beläuft sich somit auf eine zu verarbeitende Röntgenfilmfläche von 31,5 m² pro Jahr. 
In der Oralchirurgie finden vergleichbare Röntgenfilmformate Anwendung, aber die Anzahl der Röntgenuntersuchungen pro Jahr ist als geringer einzustufen. 
Dagegen kommen in der allgemeinen Zahnheilkunde vorwiegend Röntgenfilmformate zur Anwendung, die eine Kantenlänge von 3 x 4 cm aufweisen. 
Indirekteinleiterverordnung (IndVO)

Beim Betrieb von Behandlungsplätzen, an denen amalgamhaltiges Abwasser anfällt, ist eine Anzeige bei der zuständigen unteren Wasserbehörde – in Baden-Württemberg beim Landratsamt oder Ordnungsamt – zu stellen. Die Adressen finden Sie im PRAXIS-Handbuch.
Für jeden Amalgamabscheider ist eine separate Anzeige von Einbau und der Inbetriebnahme bei der unteren Wasserbehörde zu erstatten.

Der Anzeige sind beizufügen:

· ein Erfassungsbogen für amalgamhaltige Abwässer mit Geschossplan (Skizze) und
· je bereits in Betrieb befindlichem Amalgamabscheider ein Beschreibungsbogen.

Jede Änderung an der Abwasseranlage ist der zuständigen unteren Wasserbehörde mitzuteilen.

Gemäß § 5 Abs. 2 Indirekteinleiterverord​nung entfällt eine Genehmigungspflicht weiterhin unabhängig von der Existenz eines Amalgamabscheiders, wenn das Abwasser die nachfolgend in der Tabelle 
aufgeführten Konzentrationen oder Frachten unterschreitet: 

	Stoff oder Stoffgruppe
	Schwellenwerte für die Genehmigungspflicht

	
	mg/l Konzentration
	g/h Fracht

	Adsorbierbare organische gebundene Halogene (AOX)

In der Originalprobe, angegeben als Chlorid
	0,5
	10

	Arsen in der Originalprobe
	0,05
	1

	Blei in der Originalprobe
	0,2
	8

	Cadmium in der Originalprobe
	0,02
	0,4

	Chlor, gesamt
	0,2
	4

	Chlorierte Kohlenwasserstoffe (Trichlorethan, Trichlorethen, Tetrachlorethen und Tri- in der Summe der Einzelstoffe chlormethan)
	0,1
	2

	Chrom in der Originalprobe
	0,2
	8

	Cyanid, leicht freisetzbar
	0,1
	2

	Kupfer in der Originalprobe
	0,3
	12

	Nickel in der Originalprobe
	0,2
	6

	Quecksilber in der Originalprobe
	0,005
	0,1

	Silber in der Originalprobe
	0,1
	6

	Zink in der Originalprobe
	0,5
	20


Die Schwellenwerte beziehen sich auf die nach § 4 AbwV maßgeblichen Analysen- und Mess​verfahren oder gleichwertige Untersuchungsmethoden. Die Schwellenwerte für die Schadstofffracht in Gramm je 
1 Stunde werden aus der qualifizierten Stichprobe für das in einer Stunde anfallende 
Abwasser hochgerechnet.

Sie finden die folgenden Muster-Formulare im PRAXIS-Handbuch.
Veränderungen an der Abwasseranlage, Anzeige
Einbau und Inbetriebnahme eines Amalgamabscheiders, Anzeige

Beschreibungsbogen für Amalgamabscheider sowie

Erfassungsbogen für amalgamhaltige Abwässer.

	Wartungsbuch


	4.


Amalgamabscheider sind vor Inbetriebnahme und in Abständen von nicht länger als 5 Jahren nach Landesrecht durch eine hierfür befähigte Person (z. B. Hersteller, Depot) auf ihren ordnungsgemäßen Zustand nach den Prüfbedingungen des Institutes für Bautechnik zu untersuchen und der Prüfbericht der unteren Wasserbehörde auf Verlangen vorzulegen.

Das Wartungsbuch ist fünf Jahre nach der letzten Eintragung aufzubewahren und der Wasserbehörde auf Verlangen vorzulegen.
Ferner ist die regelmäßige Entsorgung des abgeschiedenen Amalgams für das Abscheidegut schriftlich nachzuweisen (Entsorgungsnachweis).

Ein Muster-Formular finden Sie im PRAXIS-Handbuch. 



	Abfall


	5.


Zusammenfassung – Kurzinformation der Inhalte
	Entsorgung

von Abfällen


	· Um Gesundheit und Wohl des Menschen, Umwelt und öffentliche 
Sicherheit und Ordnung nicht zu gefährden.

· Nach den Grundsätzen der Kreislaufwirtschaft durch

-
Abfallvermeidung

-
Abfallverwertung

-
Abfallbeseitigung



	Zuständige Landes​behörde
	· In Städten:
Amt für Abfallwirtschaft beim Landratsamt

· In Gemeinden:
Rathaus



	Nicht verwertbare Abfälle


	· Beseitigung unter dauerhaftem Ausschluss aus der Kreislaufwirtschaft 
ohne Beeinträchtigung des Allgemeinwohls.

	Ordnungsgemäßer Entsorgungsablauf
	· Sammeln,

· Verpacken,

· Bereitstellen,

· Einsammeln durch Hol- und Bringsysteme,

· Befördern,

· Lagern,

· Behandeln,

· Verwerten oder Beseitigen innerhalb der Praxis oder

· bis zur abschließenden Verwertung.



	Zuordnung und 
Einteilung
	Je nach

· Art,

· Beschaffenheit,

· Zusammensetzung,

· Menge und Herkunft

zu einem Abfallschlüssel der Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (AVV).



	Abfallarten

	· Abfallschlüssel gemäß der Anlage zu § 2 Abs. 1 der Abfallverzeichnisverordnung.


	Praxen mit geringem Abfallaufkommen 
	· Die nicht gefährlichen Abfälle können dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger zur Beseitigung überlassen werden (nicht zur gewerblichen Nutzung!), eine besondere Zuordnung nach dem Abfallschlüssel ist nicht erforderlich, 

· die kommunalen Abfallsatzungen sind zu beachten.



	Amalgamabfälle
	· Unter Amalgamabfällen aus der Zahnmedizin fallen insbesondere die Inhalte von Amalgamabscheidern, Amalgamreste und extrahierte Zähne mit Amalgamfüllungen.

· Amalgam ist als gefährlicher Abfall eingestuft und gesondert zu sammeln.

· Werden diese Abfälle vom Hersteller oder Vertreiber zum Zwecke der stofflichen Verwertung zurückgenommen bzw. einem Verwerter überlassen, ist der Postversand zugelassen, sofern eine Befreiung von der Nachweispflicht erteilt ist. Hierbei sind die einschlägigen Transportbedingungen für den Versand zu beachten.
· Im Falle der Entsorgung von Amalgamresten erhält die/der Praxisinhaber/in direkt bei Übergabe einen Übernahmeschein (3-jährige 
Aufbewahrungspflicht) durch den Entsorgungsfachbetrieb.

· Im Falle des Postversandes geht eine Eingangs- und Empfangsbestätigung zu.



	Entsorgungs​nachweis


	· Der Praxisinhaber ist als Abfallerzeuger zur Führung von Entsorgungsnachweisen der in der Praxis anfallenden gefährlichen Abfälle verpflichtet.
· Der Nachweis einer ordnungsgemäßen Entsorgung der Praxisabfälle erfolgt mittels Übernahmescheine, die der Praxisinhaber von dem beauftragten Entsorgungsfachbetrieb erhält.

· Die Dauer der Aufbewahrung der Übernahmescheine bestimmt sich gemäß § 25 Abs. 1 der Nachweisverordnung und liegt bei 3 Jahren.




	Geltungsbereich und Inhalt 
von Vorschriften
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Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG)

Das Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz – KrWG) vom 24.02.2012 enthält Vorschriften über die Vermeidung, Verwertung und die Beseitigung von Abfällen. Keine Anwendung findet das Gesetz für die Einleitung von Stoffen in Abwasseranlagen.

Das KrWG stellt die Vorbereitung zur Wiederverwendung und das Recycling in den Vordergrund. Entscheidend nach der neuen Abfallhierarchie ist, dass Abfallerzeuger und –besitzer (Praxisinhaber) jeweils die beste ökologische Option für die jeweilige Abfallart wählen müssen. Die Maßnahmen der Abfallvermeidung und der Abfallbewirtschaftung stehen in folgender Rangfolge:
1. Vermeidung,

2. Vorbereitung zur Wiederverwendung,

3. Recycling,

4. sonstige Verwertung, insbesondere energetische Verwertung und Verfüllung,

5. Beseitigung.

Der Praxisinhaber ist nach dem KrWG zur Verwertung seiner in der Praxis erzeugten Abfälle verpflichtet. Die Verwertung von Abfällen hat Vorrang vor deren Beseitigung. Der Praxisinhaber, dessen Abfälle nicht verwertet werden, hat diese zu beseitigen. Die Abfallbeseitigung hat so zu erfolgen, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird.
Die Nachweispflicht für die Entsorgung gefährlicher Abfälle (z. B. Entwickler- und Fixierbadflüssigkeiten, Amalgamabfälle) in Form der bekannten Übernahmescheine bleibt für den Praxisinhaber in gleicher Art und Weise bestehen.

Für Zahnarztpraxen sind auch folgende weitere Abfallverordnungen zu beachten:

1. Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis – Abfallverzeichnis-Verordnung – AVV vom 10.Dezember 2001, die die Bezeichnung der Abfälle regelt. 
2. Verordnung zur Vereinfachung der abfallrechtlichen Überwachung, die in Artikel 1 die Nachweisführung über die Entsorgung von Abfällen neu definiert.
3. Verpackungsverordnung (VerpackV), die Hersteller und Vertreiber von Verpackungen sind zur kostenlosen Rücknahme verpflichtet. Für Zahnarztpraxen kommt besonders die Entsorgung von Verpackungen über das DSD (Gelber Sack bzw. Wertstoff/-Recyclinghof) in Betracht.
Gesetz zur Vereinfachung der abfallrechtlichen Überwachung

Verordnung zur Vereinfachung der abfallrechtlichen Überwachung

Neue abfallrechtliche Regelungen seit 1. Februar 2007 in Kraft

Am 1. Februar 2007 sind das Gesetz und die Verordnung zur Vereinfachung der abfallrechtlichen 
Überwachung in Kraft getreten. Beide Regelwerke haben zum Ziel, die Abfallbehörden sowie die 
betroffene Wirtschaft von Bürokratie zu entlasten und gleichzeitig die Effizienz der abfallrechtlichen 
Überwachung zu stärken. Um diese Ziele zu erreichen, wurde das Vereinfachungskonzept auf drei Säulen gestützt: 

· strukturelle Anpassung an die Vorgaben des EG-Rechts,
· punktuelle Vereinfachung in Einzelbereichen und
· elektronische Abwicklung des abfallrechtlichen Nachweisverfahrens. 

Die wesentlichen Weichenstellungen zur Umsetzung dieses Vereinfachungskonzepts enthält bereits das Gesetz zur Vereinfachung der abfallrechtlichen Überwachung. Dort werden in Artikel 1 bestimmt und geregelt: 

· neue Begrifflichkeiten (gefährliche und nicht gefährliche Abfälle), 

· EG -rechtlich vorgegebene Abfallregister, 

· Struktur und wesentliche Pflichten zur Nachweisführung, 

· Streichung betrieblicher Abfallwirtschaftskonzept- und Bilanzpflichten, 

· Überwachungsrechtliche Privilegierung von Qualitätsmanagementsystemen, 

· Überwachungsrechtliche Privilegierung der Produktverantwortung und
· Verordnungsermächtigungen zur Einführung elektronischer Kommunikationstechniken. 

Neue abfallrechtliche Begrifflichkeiten:

	Bisher
	Neu (seit 01.02.2007)
	Kurzbeschreibung

	Besonders überwachungs-
bedürftiger Abfall
	Gefährlicher Abfall
	Abfälle, die in der AVV 
mit * gekennzeichnet sind

	Überwachungsbedürftiger 
Abfall
	Nicht gefährlicher Abfall
	Abfälle, die nicht als gefährliche Abfälle eingestuft sind

	Nicht überwachungsbedürftiger Abfall
	Nicht gefährlicher Abfall
	Abfälle, die nicht als gefährliche Abfälle eingestuft sind


Durch das Gesetz zur Vereinfachung der abfallrechtlichen Überwachung wurden insbesondere 

· die Abfallwirtschaftskonzept- und -bilanzverordnung und 

· die Bestimmungsverordnung überwachungsbedürftiger Abfälle zur Verwertung 

aufgehoben. 

Weitere staatliche Regelwerke, wie z. B. die Abfallverzeichnisverordnung, wurden inhaltlich angepasst.
Die für den Vollzug erforderlichen Konkretisierungen zu den Neuregelungen enthält die Verordnung zur Vereinfachung der abfallrechtlichen Überwachung. 

In Artikel 1 dieser Verordnung wird die Nachweisverordnung vollständig neu gefasst. Diese Neufassung trifft insbesondere die erforderlichen Konkretisierungen zu Form und Inhalt der Abfallregister sowie zur elektronischen Nachweis- und Registerführung. 
Im Kammerbereich der LZK BW besteht ein Rahmenvertrag mit der Entsorgungsfirma HERTER GmbH, Recycling und Entsorgung, Reutlingen.

Den Rahmenvertrag finden Sie im PRAXIS-Handbuch.


Landesabfallgesetz (LAbfG)

Die Stadt- und Landkreise in Baden-Württemberg stellen gemäß § Abs. 1 LAbfG die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger dar. Auf der Grundlage des KrWG sind z. B. die gemischten Siedlungsabfälle (Hausmüll), die Bio- und Grünabfälle und die Abfälle zur Verwertung (Wertstoffe) den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern (Stadt- oder Landkreise) zu überlassen. Die Stadt- und Landkreise erlassen nach § 10 Abs. 1 LAbfG Abfallwirtschaftssatzungen, in denen sie für die Abfallerzeuger ihres Stadt- bzw. Landkreises regeln, welche Abfälle getrennt sowie in welcher Weise, an welchem Ort und zu welcher Zeit zu überlassen sind (Abfallkalender der Stadt- und Landkreise). 

Nachweisverordnung (NachwV)

Durch die Verordnung zur Vereinfachung der abfallrechtlichen Überwachung wurde auch die Verordnung über die Nachweisführung bei der Entsorgung von Abfällen (Nachweisverordnung) novelliert. Die Verordnung über die Nachweisführung bei der Entsorgung von Abfällen (Nachweisverordnung) bestimmt die Art und den Umfang des Nachweises der Entsorgung von Abfällen. Hierbei wird nach der Gefährlichkeit der Abfälle unterschieden.
Die Nachweisverordnung gilt für die Führung von Nachweisen und Registern über die Entsorgung von Abfällen. Sie gilt z. B. nicht für private Haushaltungen. Zur Nachweisführung verpflichtet sind Erzeuger, Beförderer und Entsorger gefährlicher Abfälle, wenn bei Ihnen insgesamt mehr als 2 Tonnen gefährlicher Abfälle pro Jahr anfallen (Ausnahme: behördliche Anordnung). Zur Registerführung verpflichtet sind Entsorger gefährlicher und nicht gefährlicher Abfälle sowie Erzeuger und Beförderer gefährlicher Abfälle (Ausnahme: behördliche Anordnung). 

Grundsätzlich fallen in einer Zahnarztpraxis weniger als 2 Tonnen gefährliche Abfälle (z. B. Entwicklerflüssigkeit, Fixierbäder, Chemikalienabfälle, Amalgamabfälle, … etc.) an, d. h. der Praxisinhaber als verantwortlicher Abfallerzeuger hat keine Nachweispflicht, aber er ist zur Registerführung und Aufbewahrung der Übernahmescheine der Entsorgungsunternehmen verpflichtet. Die Dauer der Aufbewahrung der Übernahmescheine bestimmt sich gemäß §25 Abs. 1 der Nachweisverordnung und liegt bei 3 Jahren. 
Verordnung zur Transportgenehmigung (TgV)
Nach der Verordnung zur Transportgenehmigung (TgV) ist das Einsammeln und Befördern von gefährlichen Abfällen zur Verwertung (gemäß Abfallverzeichnisverordnung) genehmigungspflichtig.

Verpackungsverordnung (VerpackV)

Die Verordnung über die Vermeidung und Verwertung von Verpackungsabfällen (VerpackV) ver-
pflichtet die Hersteller und Vertreiber von Verpackungen zur kostenlosen Rücknahme. Die meisten Verpackungshersteller beteiligen sich an einem dualen System. Derzeit existieren bundesweit drei 
zugelassene duale Systeme, im Vordergrund steht die Entsorgung von Verpackungen über das Duale 
System Deutschland (DSD).
Batterieverordnung (BattV)
Die Batterieverordnung (BattV) schreibt eine unentgeltliche Rücknahme dieser Produkte durch die Hersteller und Vertreiber, die auch vermehrt in Zahnarztpraxen eingesetzt werden, vor. Die zurückgenommenen Batterien werden entsprechend den Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes verwertet und nicht verwertbare Batterien beseitigt.
Sonderabfallverordnung (SAbfVO)
Die Sonderabfallverordnung (SAbfV) sieht die Möglichkeit vor, dass Erzeuger und Besitzer von gefährlichen Abfällen zur Beseitigung i. S. v. § 2 uns 3 Abs.1 der Abfallverzeichnisverordnung diese Abfälle der Sonderabfallagentur Baden-Württemberg GmbH (SAA) gemäß § 14 Abs. 1 des Landesabfallgesetzes (LAbfG) anzudienen haben, soweit die Entsorgungspflichten nicht an Dritte oder private Entsorgungsträger übertragen worden sind. 
Diese Andienungspflicht entfällt, soweit

a) in einer Praxis keinerlei gefährliche Abfälle anfallen,

b) bei einem Entsorgungspflichtigen jährlich nicht mehr als insgesamt 2000 kg andienungspflichtige Abfälle anfallen oder, wenn diese Menge überschritten wird, das jährliche Aufkommen der einzelnen Abfallarten 1000 kg nicht übersteigt und in beiden Fällen  einem Abfallbeförderer oder Abfallentsorger überlassen wird und dies der SAA angezeigt wird.

Fallen in einer Zahnarztpraxis zwischen 500 - 1.000 kg andienungspflichtige Abfälle an, so hat der Abfallerzeuger für jede Abfallart getrennt eine Mitteilung an die SAA zu tätigen.

In einer Zahnarztpraxis wird in der Regel jährlich weniger als 500 kg der genannten Abfallarten anfallen. Dennoch muss der Abfallverursacher nachweisen können, dass er die gefährlichen Abfälle verantwortungsbewusst beseitigt oder verwertet hat. Dazu genügt es, dass der/dem Zahnärztin/Zahnarzt vom Abfallentsorger, der einen Sammelentsorgungsnachweis besitzt, die Übergabe schriftlich bestätigt wird (z. B. durch einen Übernahmeschein) und er ein Abfallregister führt.
Gerade die Beseitigung von Kleinmengen an gefährlichen Abfällen bereitet häufig große Schwierigkeiten. Nachfolgend werden daher einige praktikable Möglichkeiten aufgezeigt, wie solche Kleinmengen verantwortungsbewusst entsorgt werden können:

· Nehmen Sie zunächst Ihren Lieferanten oder den Hersteller in die Verantwortung. Manche Herstel​ler oder Lieferanten sind bereit, leere Gebinde mit Restinhalten oder verbrauchte Einsatzstoffe zu geringen Kosten oder gar kostenlos zurückzunehmen (Informationen aus dem EG-Sicherheitsdatenblatt des Produktherstellers).

· Einige Stadt- oder Landkreise nehmen im Rahmen der Problemstoffsammlung für Privathaushalte auch von Kleinbetrieben gefährliche Abfälle in haushaltsüblichen Mengen an. Sprechen Sie diesbezüglich mit Ihrem Bürgermeisteramt oder Landratsamt.

Abfallverzeichnisverordnung (AVV)
Zum 01.01.2002 ist eine neue Verordnung im Bereich des Abfallrechts in Kraft getreten. Ursache ist eine umfassende Revision des Europäischen Abfallkataloges (EAK), welche die Einführung der Abfall​verzeichnisverordnung (AVV) notwendig gemacht hat. 

Zusammenfassend sind als wesentliche Punkte zu nennen:

· Eine Zuordnung zu den einzelnen Abfallschlüsselnummern ist für die zahnärztliche Praxis i. d. R. nicht er​forderlich, sofern der Abfall einem öffentlich-rechtlichen Abfallentsorgungsunternehmen 
(d. h. nicht zur gewerblichen Nutzung) überlassen wird. 

· Die Entsorgung sog. Sharps kann in entsprechend stich- und bruchfesten Behältnissen, die gegen unbefugten Zugriff gesichert sind, nach wie vor mit dem normalen Praxisabfall erfolgen. Hierbei ist zu beachten, dass dies in Absprache mit dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger (Stadt bzw. Landkreis) zu erfolgen hat, denn in einigen Landkreisen in Baden-Württemberg sind Abfälle wie 
z. B. spitze und scharfe Gegenstände (AS 18 01 01) und Einwegwäsche, Einwegartikel sowie mit Blut oder Sekreten behaftete Abfälle (AS 18 01 04).
· Tupfer, Watterollen, kontaminierte, trockene (nicht tropfende) Abfälle aus der Einzelfallbehandlung von infizierten Patienten (Aids, Virushepatitis) werden nicht als infektiöser Abfall gewertet und sind somit mit dem normalen Praxisabfall zu entsorgen.

· Der Postversand von Amalgamabscheidebehältern ist weiterhin zulässig, sofern eine Befreiung von der Nachweispflicht erteilt ist.

Große Zahnarztpraxen, die viele Abfälle erzeugen, beseitigen oder verwerten, sind verpflichtet, die bisherigen Entsorgungsnachweise zu überprüfen, den Abfällen gegebenenfalls neue Abfallschlüssel zuzuordnen und dementsprechend neue Entsorgungsnachweise zu beantragen. In Baden-Württem​berg werden Entsorgungsnachweise für gefährliche Abfälle von der Sonder​abfallagentur Baden-Württemberg mit Sitz in Fellbach (www.saa.de) erteilt.

Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV)

Am 01.01.2003 ist die Gewerbeabfallverordnung in Kraft getreten. Sie gilt für Erzeuger und Besitzer von gewerblichen Siedlungsabfällen, die nicht in privaten Haushaltungen anfallen, und von bestimmten Bau- und Abbruchabfällen. Abfälle aus Zahnarztpraxen zählen zu den gewerblichen Siedlungsabfällen, dies geht aus den Vollzugshinweisen der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) hervor. Die 
Gewerbeabfallverordnung schreibt vor, dass folgende gewerbliche Siedlungsabfälle getrennt gehalten, gelagert, eingesammelt, befördert und verwertet werden müssen: 

· Papier/Pappe, 

· Glas, 

· Kunststoffe, 

· Metalle

· Bioabfälle. 

Keinesfalls dürfen gefährliche Abfälle in diesen Entsorgungsweg gelangen; hierzu zählen:

· amalgamkontaminierte Abfälle (auch extrahierte Zähne mit Amalgamfüllungen),

· Entwickler- und Fixierbäder,

· Chemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen oder solche beinhalten sowie

· infektiöse Abfälle. 

Diese Abfälle müssen nach wie vor einem geordneten Entsorgungsweg zugeführt werden. 

Wenn aus praktischen Erwägungen nachweislich eine Getrennthaltung von Wertstoffen und Restabfall nicht in Frage kommt, können alle Abfälle über den Restabfallbehälter entsorgt werden. Das betrifft auch Abfälle wie Kanülen, Skalpelle, Ampullen, Karpulen und Gegenstände mit ähnlichem Risiko (z. B. Einwegspritzen), sofern diese nicht infektiös kontaminiert sind. Diese Abfälle müssen sich natürlich in stich- und bruchfesten Behältnissen befinden, die fest verschlossen und vor unbefugtem Zugriff 
geschützt sind. 

§ 7 Satz 4 der GewAbfV ordnet an, dass alle Erzeuger und Besitzer mindestens einen Abfallbehälter des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers oder eines von ihm beauftragten Dritten zu nutzen 
haben. Die erforderliche Kapazität richtet sich nach den Bestimmungen des öffentlich-recht​lichen 
Entsorgungsträgers. Sie muss einen „angemessenen Umfang“ haben. Es kommt damit auf die jeweiligen satzungsrechtlichen Ausgestaltungen an, die auch den Vorgaben des KrWG entsprechen müssen.

Verordnung zur Vereinfachung des Deponierechts

Damit werden die bestehenden zwei Verwaltungsvorschriften (TA Abfall und TA Siedlungsabfall) 
kodifiziert und als Deponieverordnung neu erlassen. Mit dem Inkrafttreten der Verordnung am 16.07.2009 werden die genannten zwei Verwaltungsvorschriften aufgehoben.
2. Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Abfallgesetz (TA Abfall)

Mit dem Inkrafttreten der Verordnung zur Vereinfachung des Deponierechts am 16.07.2009 wird auch die TA Abfall aufgehoben.
Technische Anleitung Siedlungsabfall (TASi)

Mit dem Inkrafttreten der Verordnung zur Vereinfachung des Deponierechts am 16.07.2009 wird auch die TASi aufgehoben.
RKI-Empfehlung „Infektionsprävention in der Zahnheilkunde – Anforderungen an die Hygiene“
Nach der Empfehlung des RKI- (siehe Kapitel „Hygiene“) hat die/der Praxisinhaber/in die Maßnahmen zur Abfallentsorgung in einem Hygieneplan festzulegen.

Abfälle aus Behandlungs- und Untersuchungsräumen sind in ausreichend widerstandsfähigen, dichten und erforderlichenfalls feuchtigkeitsbeständigen Einwegbehältern zu sammeln, die vor dem Transport zu verschließen sind. Bei sachgerechter Behandlung gehen von ihnen keine größeren Gefahren aus als von ordnungsgemäß entsorgtem Siedlungsabfall.

Die Entsorgung von kontaminierten Einmalinstrumenten bzw. Materialien muss so erfolgen, dass 
Verletzungs‑ und Gesundheitsrisiken für das Behandlungsteam bzw. andere Personen auf ein 
Minimum reduziert werden. Dies kann z. B. für spitze, scharfe oder zerbrechliche Gegenstände in verschlossenen, durchstich- und bruchsicheren Behältern erfolgen.
Eine besondere Zuordnung zu einem Abfallschlüssel aus dem Abfallverzeichnis ist bei der Über​lassung der nicht gefährlichen Abfälle an den allgemeinen Entsorgungsträger nicht erforderlich.

Abfälle, die mit infektiösen oder gefährlichen Erregern kontaminiert sind 
(z. B. AIDS/HIV, Virushepatitis, Erreger des virusbedingten hämorrhagischen Fiebers, der aktiven 
Tuberkulose oder des Milzbrandes) fallen normalerweise in der Zahnarztpraxis nicht bzw. selten an. Sollten dennoch derartige Abfälle anfallen, gilt für Sie der Abfallschlüssel 18 01 03, d. h. an ihre 
Entsorgung werden aus infektionspräventiver Sicht innerhalb und außerhalb der Praxis besondere 
Anforderungen gestellt. Aus infektionspräventiven Gründen müssen sie entweder vor der Entsorgung desinfiziert oder in geeigneten (baumustergeprüften) dichten, sicher verschlossenen und gekennzeichneten Behältnissen gesammelt und entsorgt werden.
Zu den Abfällen, die nach Art, Beschaffenheit oder Menge in besonderem Maße als gesundheits-, luft- oder wassergefährdend gelten und die daher als gefährliche Abfälle eingestuft sind, zählen Photochemikalien (Abfallschlüssel 09 01 07 / 09 01 08) und quecksilberhaltige Abfälle (Abfallschlüs​sel 18 01 10). Sie sind in geeigneten Behältern zu entsorgen. Über Art, Menge und Beseitigung ist ein Nachweis zu führen. Bei Übergabe von Kleinmengen unterhalb von 2000 kg pro Jahr sind die Aufbe​wahrung des Übernahmescheins und die Registerführung ausreichend.

TRBA 250 Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in der 
Wohlfahrtspflege 
Aus der Regelung der TRBA 250 ergibt sich ebenfalls die ordnungsgemäße Einsammlung und Entsorgung der Abfälle aus Einrichtungen des Gesundheitswesens. Dabei sind besondere Anforderungen aus infektionspräventiver Sicht, auch für Beschäftigte aus Entsorgungsbetrieben, zu berücksichtigen, die Regelungen der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) sowie länderspezifische Regelungen sind zu beachten. Tätigkeiten, die der Schutzstufe 2 zugeordnet werden, sind z. B. die Entsorgung und der Transport von potenziell infektiösen Abfällen. 
Tätigkeiten bei der Entsorgung medizinischer Abfälle aus der Behandlung und Pflege von Menschen, welche mit biologischen Arbeitsstoffen der Risikogruppe 3 oder 4 infiziert sind, sind in der Gefährdungsbeurteilung gesondert zu berücksichtigen. 
	Einteilung und Zuordnung der Abfälle


	7.


Die Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) hat eine Richtlinie zur ordnungsgemäßen Entsorgung von Abfällen aus Einrichtungen des Gesundheitsdienstes (Stand 2002) erlassen. Von Abfällen aus Einrichtungen des Gesundheitsdienstes gehen bei sachgemäßer Handhabung keine größeren 
Gefahren aus als von ordnungsgemäß entsorgtem Siedlungsabfall und ähnlichen gewerblichen und 
industriellen Abfällen. Ziel dieser Richtlinie ist es, auch unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Zumutbarkeit eine sichere und ordnungsgemäße Abfallentsorgung zu gewährleisten, die 
Krankheitsübertragungen und Umweltbelastungen vermeidet. 

Die Zahnarztpraxis und die dort anfallenden Abfälle liegen im Geltungsbereich der LAGA-Richtlinie.

Die Abfälle werden je nach Art, Beschaffenheit, Zusammensetzung und Menge nachfolgenden Abfallarten des Europäischen Abfallverzeichnisses zugeordnet, wobei in erster Linie eine herkunftsbezogene Zuordnung erfolgt. Dabei werden die Anforderungen des Umweltschutzes, des Arbeitsschutzes sowie des Infektionsschutzes und der Krankenhaushygiene berücksichtigt.

Die nachstehende Zuordnung der Abfälle zu einem Abfallschlüssel (AS) bezieht sich auf das Abfallverzeichnis der Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV). Bei den mit einem Sternchen (*) gekennzeichneten Abfällen handelt es sich um gefährliche Abfälle.

Soweit bei Anfallstellen mit geringem Abfallaufkommen (z. B. kleine Zahnarztpraxen), die nicht 
gefährlichen Abfälle im Rahmen der regelmäßigen Restabfallabfuhr des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers diesem zur Beseitigung überlassen werden, ist eine besondere Zuordnung zu einem Abfallschlüssel des Europäischen Abfallverzeichnisses nicht erforderlich. Die bei den einzelnen Abfallschlüsseln nachfolgend gegebenen Hinweise sowie die jeweils geltenden örtlichen Abfallsatzungen sind zu beachten.
Übersicht über die Abfallarten in der Zahnarztpraxis und deren Entsorgung
	Hausmüllbeseitigung

	AS 18 01 01

Spitze oder scharfe Gegenstände (Skalpelle, Kanülen von Spritzen und Infusionssystemen, Gegen​stände mit ähnlichem Risiko für Schnitt- und Stichverletzungen).
	AS 18 01 04

Wund- und Gipsverbände, 
Einwegwäsche, Einwegartikel 
(z. B. Spritzenkörper).
	AS 18 01 09

Altarzneimittel (bei kleineren 
Mengen).


Alternativ: freiwillige Rücknahme durch Apotheken.

	AS 18 01 03*

Abfälle, die mit erregerhaltigem (nach IfSG meldepflichtig) Blut, Sekret oder Exkret behaftet sind oder Blut in flüssiger Form enthalten.

Achtung: die gemeinsame Entsorgung dieser Abfallart ist nur 
nach erfolgreicher Desinfektion mit vom Robert-Koch-Institut 
anerkannten Verfahren (s. Liste der anerkannten Desinfektions-
mittel und -verfahren; §18 IfSG; Verfahren mit dem Wirkungs-
bereich ABC) möglich (Details siehe LAGA-Richtlinie).
	AS 20 03 01

Gemischte Siedlungsabfälle 
(Hausmüllähnliche Abfälle).


	Sonderabfallverbrennung (i. d. R. gefährliche Abfälle)

	AS 18 01 01

Spitze oder scharfe Gegenstände (Skalpelle, Kanülen von Spritzen und Infusionssystemen, Gegen​stände mit ähnlichem Risiko für Schnitt- und Stichverletzungen).
Achtung: in einigen Stadt- und Landkreisen sind die Abfälle 
dieses Abfallschlüssels nicht 
über den Hausmüll zu entsorgen, da hier z. B. Müllsortieranlagen nachgeschaltet sind. Bitte die 
Abfallwirtschaftssatzungen der öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-träger beachten!
	AS 18 01 04

Wund- und Gipsverbände, 
Einwegwäsche, Einwegartikel 
(z. B. Spritzenkörper).
Achtung: in einigen Stadt- und Landkreisen sind die Abfälle 
dieses Abfallschlüssels nicht 
über den Hausmüll zu entsorgen, da hier z. B. Müllsortieranlagen nachgeschaltet sind. Bitte die 
Abfallwirtschaftssatzungen der öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-träger beachten!
	AS 18 01 09

Altarzneimittel (weniger gefährliche 
oder ungefährliche).
Achtung: sofern missbräuchlicher Zugriff durch Dritte nicht ausgeschlossen werden kann.

	AS 09 01 01*

Entwicklerflüssigkeiten.
	AS 09 01 04* 

Fixierbäder.
	AS 15 01 10* 

Verpackungen, die Rückstände gefährlicher Stoffe enthalten 
oder durch gefährliche Stoffe 
verunreinigt sind.

	AS 18 01 02

Körperteile, Organabfälle, ein-
schließlich Blutbeutel mit Blut oder flüssigen Blutprodukten gefüllt – keine Zähne! 
Bsp.: Einmalabsaugsysteme. 
	AS 18 01 03*

Abfälle, die mit erregerhaltigem (nach IfSG meldepflichtig) Blut, 
Sekret oder Exkret behaftet sind oder Blut in flüssiger Form enthalten.
	AS 18 01 06*

Chemikalienabfälle (Laugen, 
Säuren, Lösemittel, Diagnostikreste, Desinfektionsmittelkonzentrate, etc.). 

	AS 18 01 10*

Amalgamreste, extrahierte Zähne mit Amalgamfüllungen, Inhalte 
von Amalgamabscheidern.
	
	


	Stoffliche Verwertung (Wertstoffe, Recycling)

	AS 09 01 07

Filme und fotografische Papiere, die Silber
(-verbindungen) enthalten
	AS 09 01 08

Filme und fotografische Papiere, die kein Silber
(-verbindungen) enthalten

	AS 15 01 01

Verpackungen aus Papier und Pappe
	AS 15 01 02

Verpackungen aus Kunststoff

	AS 15 01 03

Verpackungen aus Holz
	AS 15 01 04

Verpackungen aus Metall

	AS 15 01 05

Verbundverpackungen
	AS 15 01 06

Gemischte Verpackungen

	AS 15 01 07

Verpackungen aus Glas
	AS 18 01 10*

Amalgamreste, extrahierte Zähne mit Amalgamfüllungen, Inhalte von Amalgamabscheidern (über Hersteller/Vertreiber zum Zwecke der stofflichen Verwertung zurückgenommen bzw. einem Verwerter überlassen).


AS 18 01 01 

spitze oder scharfe Gegenstände (außer 18 01 03) 

Abfälle wie Kanülen, Skalpelle und Gegenstände mit ähnlichem Risiko für Schnitt- oder Stichverletzungen müssen in stich- und bruchfesten Einwegbehältnissen gesammelt, fest verschlossen, sicher vor unbefugtem Zugriff gelagert, transportiert und entsorgt werden. Die sichere Umhüllung muss bis zur Übergabe in das Sammelbehältnis für zu entsorgende Abfälle gewährleistet sein 
(z. B. Presscontainer). Eine gemeinsame Entsorgung mit Abfällen nach AS 18 01 04 ist unter 
seuchenhygienischen Gesichtspunkten möglich, solange die Belange des Arbeitsschutzes (insbesondere Schutz vor Verletzungen) beachtet werden. 

Eine Verdichtung ist nur zulässig, wenn die Anforderungen des Arbeitsschutzes bis zur endgültigen Beseitigung gewährleistet sind. 

Vereinzelt werden in örtlichen Abfallwirtschaftssatzungen Anordnungen getroffen, dass die spitzen und scharfen Gegenstände, die in Arztpraxen anfallen, nicht mehr über die Restmülltonne entsorgt werden dürfen. Hintergrund zur Notwendigkeit dieser Maßnahme kann die mechanisch-biologische Behandlung des Abfalles nach dem sog. „ZAK-Verfahren“ sein. Bei Revisions-, Wartungs- oder Reparaturarbeiten an der Abfallbeseitigungsanlage besteht durch spitze bzw. scharfe Gegenstände ein erhöhtes Verletzungsrisiko (Stich- bzw. Schnittverletzungen) für das Wartungspersonal. Deshalb ist die Regelung, diese Abfallstoffe künftig von sonstigem Restmüll getrennt zu erfassen und einer gesonderten Entsorgung zuzuführen (z.B. gebührenfreie Anlieferung bei der zweimal jährlich stattfindenden Problemstoffsammlung), zulässig.

Dies betrifft in der Zahnarztpraxis insbesondere die Abfallschlüssel 180101 und 180104, d.h. Spritzen, Skalpelle, spitze und scharfe Gegenstände, Einwegwäsche, Einwegartikel sowie mit Blut oder 
Sekreten behaftete Abfälle. 

Die einzelnen Stadt- und Landkreise in Baden-Württemberg, denen die Regelungshoheit bezüglich des Abfalls obliegt, regeln dies nun neu, abhängig von den vorhandenen Anlagen, so dass im gesamten Land unterschiedliche Regelungen vorhanden sind. Es ist damit also möglich, dass der einzelne 
örtliche Entsorgungsträger die Praxisabfälle nicht mehr mitnehmen darf. Einen solchen Ausschluss der Abfallentsorgung Ihres Entsorgungsträgers bestimmen die Abfallwirtschaftssatzungen der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger (Stadt- bzw. Landkreise).
Die Entsorgung dieser „krankenhausspezifischen“ Abfälle haben Sie als Abfallerzeuger selbst zu 
organisieren.

Die Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg hat das Angebot im Bereich des Rahmenvertrages mit der Fa. Herter im Hinblick auf diese neue Rechtslage erweitert:

Entsorgung in 2,1 und 5 Liter Sammelbehältern mit Europasicherheitsstandard:

5 Stück 
2,1 Liter Behälter kosten 
20,-- EUR

5 Stück 
   5 Liter Behälter kosten 
40,-- EUR

AS 18 01 02 

Körperteile und Organe, einschließlich Blutbeutel und Blutkonserven (außer 18 01 03*) 

Körperteile und Organabfälle, einschließlich mit Blut oder flüssigen Blutprodukten gefüllte Behältnisse (z. B. nicht zum Einsatz gekommene Blutkonserven) sind bereits am Anfallort getrennt zu erfassen und einer gesonderten Beseitigung (zugelassene Verbrennungsanlage) ohne vorherige Vermischung mit Siedlungsabfällen zuzuführen. Die Abfälle sind in geeigneten, sicher verschlossenen Behältnissen (Vgl. Nr. 6.2.2. der TA Abfall) zur zentralen innerbetrieblichen Lager- und Übergabestelle zu befördern und zur Abholung bereitzustellen. Ein Umfüllen oder Sortieren der Abfälle ist nicht zulässig. Einzelne mit Blut oder flüssigen Blutprodukten gefüllte Behältnisse (z. B. Einmalabsaugsysteme) können unter Beachtung von hygienischen und infektionspräventiven Gesichtspunkten des Arbeitsschutzes (in dafür vorgesehene Ausgüsse) entleert werden. Der Inhalt kann unter Beachtung wasserwirtschaftlicher Vorgaben (kommunale Abwassersatzung) dem Abwasser zugeführt werden. 

Eine Lagerung dieser Abfälle hat so zu erfolgen, dass eine Gasbildung vermieden wird 
(z. B. Lagerungstemperatur unter +15°C bei einer Lagerdauer von längstens einer Woche). Bei einer Lagerungstemperatur unter +8°C kann die Lagerdauer in Abstimmung mit dem für die Hygiene 
Zuständigen verlängert werden. Tiefgefrorene Abfälle können bis zu 6 Monaten in den Einrichtungen des Gesundheitsdienstes gelagert werden. 

Nicht zu den Körperteilen in diesem Sinne zählen extrahierte Zähne (ohne Amalgamfüllungen). 

AS 18 01 03* 

Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventiver Sicht besondere 
Anforderungen gestellt werden 

Besondere Anforderungen an die Sammlung und Entsorgung dieser Abfälle ergeben sich aus der 
bekannten oder aufgrund medizinischer Erfahrung zu erwartenden Kontamination mit Erregern der 
nachfolgend genannten Krankheiten, wenn dadurch eine Verbreitung der Krankheit zu befürchten ist. 
Die Liste umfasst daher Erkrankungen, die unter Berücksichtigung 

- der Ansteckungsgefährlichkeit (Kontagiosität, Infektionsdosis, epidemisches Potential) 

- der Überlebensfähigkeit des Erregers (Dauer der Infektionstüchtigkeit), 

- des Übertragungsweges, 

- des Ausmaßes und der Art der potentiellen Kontamination, 

- der Menge des kontaminierten Abfalls sowie 

- der Schwere der gegebenenfalls ausgelösten Erkrankung und deren Behandelbarkeit 

besondere Anforderungen an die Infektionsprävention stellen. 

Es handelt sich zudem um Abfälle, die auch aufgrund § 17 Infektionsschutzgesetz (IfSG) besondere Beachtung erfordern (Gegenstände, die mit meldepflichtigen Erregern behaftet sind). 

Nach dem gegenwärtigen Stand des Wissens können Abfälle dieser Gruppe bei folgenden 
Krankheiten des Menschen entstehen (in Klammern: relevante erregerhaltige Ausscheidung/ Körperflüssigkeit): 

Übertragung durch unmittelbaren Kontakt mit verletzter oder nicht-intakter Haut oder Schleimhaut 
(z. B. durch Inokulation): 

- AIDS / HIV-Infektion (Blut) 

- Virushepatitis (Blut) 

- TSE (Transmissible spongiforme Enzephalopathie) (Gewebe, Liquor) 

- CJK, vCJK (Creutzfeldt-Jakob Krankheit; mit TSE-Erregern kontaminierte Abfälle    
   sind immer zu verbrennen)
Abfälle dieser Art fallen normalerweise in der Zahnarztpraxis nicht bzw. selten an, da die Behandlung von Patienten mit den genannten Erkrankungen nur in Einzelfällen stattfindet (Ausnahme bilden ggf. zahnmedizinische Zentren, die diese Patienten schwerpunktmäßig behandeln). Unter diesen 
Abfallschlüssel fallen nicht kontaminierte trockene (nicht tropfende) Abfälle von entsprechend 
erkrankten Patienten (AIDS, Virushepatitis) aus Einzelfallbehandlungen, wie z.B. Watterollen aus der 
zahnärztlichen Praxis.
Sollten im Ausnahmefall diese Abfälle anfallen, so sind diese am Anfallort in bauartgeprüften 
Gefahrgutverpackungen gesondert zu sammeln. Die Gefahrgutverpackungen sind sicher zu 
verschließen und außen mit entsprechender Kennzeichnung („Biohazard-Symbol“) zu deklarieren.

Die Entsorgung dieser Abfälle haben Sie als Abfallerzeuger selbst zu organisieren (evtl. über 
Fa. Herter bzw. andere Entsorgungsfachbetriebe).
AS 18 01 04 

Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventiver Sicht keine besonderen 
Anforderungen gestellt werden (z.B. Wund- und Gipsverbände, Wäsche, Einwegkleidung, 
Windeln) 

Hierbei handelt es sich u. a. um mit Blut und/oder Sekreten (nicht infektiöser Art) behaftete Abfälle.

Die Abfälle AS 18 01 04 sind unmittelbar am Ort ihres Anfallens in reißfesten, feuch​tigkeitsbeständigen und dichten Behältnissen zu sammeln und ohne Umfüllen oder Sortieren in sicher verschlossenen Behältnissen, ggf. in Kombination mit Rücklaufbehältern, zur zentralen Sammelstelle zu befördern. Die Behältnisse sollen nicht zu groß sein, um eine sichere Handhabung zu gewährleisten. Die Abfälle 
dürfen auch an der Sammelstelle nicht umgefüllt oder sortiert werden. 

Bei größeren Mengen von Körperflüssigkeiten in Behältnissen, ist z.B. durch Verwendung geeigneter aufsaugender Materialien sicherzustellen, dass bei Lagerung und Transport dieser Abfälle keine 
flüssigen Abfallinhaltsstoffe austreten. Kann dies nicht sichergestellt werden, sind die Abfälle dem 
Abfallschlüssel AS 18 01 02 zuzuordnen. Analog zu AS 18 01 02 können in Einzelfällen die 
Behältnisse mit Körperflüssigkeiten unter Beachtung von hygienischen und infektionspräventiven 
Gesichtspunkten des Arbeitsschutzes entleert und der Inhalt unter Beachtung wasserwirtschaftlicher 
Vorgaben (kommunale Abwassersatzung) dem Abwasser zugeführt werden. 

Bei gemeinsamer Entsorgung mit gemischten Siedlungsabfall ist der AS 18 01 04 zu verwenden. 
Werden diese Abfälle im Rahmen der Siedlungsabfallentsorgung durch den öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträger eingesammelt und verbrannt oder deponiert, ist eine gesonderte Deklaration nicht 
notwendig. 

Einige öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger in Baden-Württemberg haben neben Abfällen des 
Abfallschlüssels 18 01 01 auch die des Abfallschlüssels 18 01 04 von der Restmüllabfuhr 
ausgeschlossen (auf die Ausführung unter AS 18 01 01 wird verwiesen).

AS 18 01 06* 

Chemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen oder solche enthalten 

Hierunter sind z.B. folgende Gruppen von Labor- und Chemikalienabfällen mit gefährlichen 
Eigenschaften zu verstehen: 

- Säuren, 

- Laugen, 

- halogenierte Lösemittel,
- sonstige Lösemittel, 

- anorganische Laborchemikalien einschließlich Diagnostikarestmengen, 

- organische Laborchemikalien einschließlich Diagnostikarestmengen, 

- Spül- und Waschwässer, die gefährliche Stoffe enthalten, 

- Fixierbäder, 

- Entwicklerbäder, 

- Desinfektions- und Reinigungsmittelkonzentrate, 

- Formaldehydlösungen, 

- nicht restentleerte Druckgaspackungen.
Auch wenn selbstverständlich eine getrennte Sammlung, z. B. von Säuren und Laugen, vorzunehmen ist, kann die Entsorgung unter diesem Sammelschlüssel erfolgen. 

Chemikalien, die als Abfälle aus diagnostischen Apparaten entstehen und nicht dem Abwasser 
zugeführt werden dürfen, sind getrennt zu erfassen und dem Abfallschlüssel AS 18 01 06* oder 
18 01 07 zuzuordnen. Die Angaben des Produktherstellers unter Nr. 13 des Sicherheitsdatenblattes (Hinweise zur Entsorgung) sind zu beachten.
AS 18 01 07 

Chemikalien mit Ausnahme derjenigen, die unter 18 01 06* fallen 

Wenn bestimmte Chemikalienabfälle ohne gefährliche Inhaltsstoffe in größeren Mengen zur 
Entsorgung anfallen, können sie spezielleren Abfallschlüsseln zugeordnet werden. Unter AS 18 01 07 
fallen z. B. chemische Abfälle aus diagnostischen Apparaten, die nicht dem Abwasser zugeführt 
werden dürfen, die aber aufgrund der geringen Chemikalien-Konzentration nicht dem AS 18 01 06* 
zugeordnet werden müssen. Die Angaben des Produktherstellers unter Nr. 13 des Sicherheitsdatenblattes (Hinweise zur Entsorgung) sind zu beachten.
AS 18 01 08* 

Zytotoxische und zytostatische Arzneimittel 

Für die Zahnarztpraxis grundsätzlich nicht relevant.

AS 18 01 09 

Arzneimittel mit Ausnahme derjenigen, die unter 18 01 08* fallen 

Arzneimittel einschließlich unverbrauchter Röntgenkontrastmittel sind getrennt zu erfassen. Eine 
gemeinsame Entsorgung dieser Abfälle mit Abfällen nach AS 18 01 04 ist möglich. Wichtig dabei ist, 
dass ein missbräuchlicher Zugriff durch Dritte und eine damit verbundene Gefährdung ausgeschlossen wird. Eine gemeinsame Beseitigung mit gemischten Siedlungsabfällen (AS 20 03 01) ist – im Rahmen der freiwilligen Rücknahme durch Apotheken – zulässig. 

AS 18 01 10*
Amalgamabfälle aus der Zahnmedizin 

Unter Amalgamabfälle aus der Zahnmedizin fallen insbesondere:

· Amalgamabscheider-Inhalte (gefüllte Töpfe des Amalgamabscheiders / Amalgamschlämme)

· Reine Reste Amalgam (Quecksilber) aus Überschüssen bzw. Stopfreste

· Extrahierte Zähne mit Amalgamfüllung

· Filtersiebe aus Absauganlagen

· Leere Amalgamkapseln

Diese Abfälle sind gesondert zu sammeln und als gefährliche Abfälle in regelmäßigen Abständen zu entsorgen. Auch diese Abfälle sollen am Anfallort in den jeweils vorgesehenen Behältnissen hygienisch einwandfrei und unter Vermeidung einer äußeren Kontamination gesammelt werden. Die Abfallsammmelbehältnisse müssen nach den Anforderungen der Entsorgung (transportfest, feuchtigkeitsbeständig, fest verschließbar) ausgewählt und für jedermann erkennbar abfall- und gefahrstoffrechtlich gekennzeichnet sein. Die folgende Tabelle gibt in punkto Amalgamentsorgung aus der Zahnmedizin einige wichtige Praxistipps:
Die Angaben des Amalgamherstellers unter Nr. 13 des Sicherheitsdatenblattes (Hinweise zur Entsorgung) sind zu beachten und stellen die Grundlage für die Kontaktaufnahme mit einem Entsorgungsunternehmen dar.
Stoffliche Verwertung dieser Abfälle durch den Hersteller oder Vertreiber von Amalgam bzw. dem von diesen beauftragten Verwerter. Bietet der Hersteller oder der Amalgamentsorger (Verwerter) ein Rücknahmesystem an und erfolgt dieses mittels Postversand, so darf sich der Praxisinhaber auf die Zulässigkeit dieses Versandweges verlassen.
AS 20 03 01

Gemischte Siedlungsabfälle

In der Zahnarztpraxis entstehen auch normale Siedlungsabfälle (Haus- bzw. Restmüll), wie sie jeder Privathaushalt verursacht. Die Abfallschlüsselnummer 20 03 01 fasst diese zusammen. 

Nach Rücksprache mit der kommunalen Abfallentsorgungsbehörde können diesem Abfallschlüssel evtl. auch einige Abfälle des AS 18 01 01, 18 01 04, 18 01 07 und/oder 18 01 09 zugeordnet werden.

Eine Zusammenfassung der Abfallschlüssel stellt die nachfolgende tabellarische Übersicht dar, die aus der Richtlinie der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (Anlage 1) entnommen ist. Die Auflistung ist geordnet nach AVV Abfallschlüssel, AVV-Bezeichnung und Abfalleinstufung, wobei getrennt nach 
Anfallstellen, Bestandteilen, der Sammlung und Lagerung sowie der Entsorgung differenziert wird.

Tabellarische Übersicht für die Zuordnung zu Abfallschlüsseln

Erläuterungen zu den einzelnen Feldern:

	AVV Abfallschlüssel
	Benennt Abfallschlüssel (AS) gemäß dem Anhang zur Abfallverzeichnis-Verordnung



	AVV-Bezeichnung
	Benennt die Art des Abfall gemäß dem Anhang zur Abfallverzeichnis-Verordnung



	Abfalleinstufung
	Gibt Auskunft über die Überwachungskategorie des Abfalls



	Abfalldefinition
	Beschreibt die Definition der unter diesen Schlüssel fallenden Abfälle



	EAKV 1996
	Abfallschlüssel nach der außer Kraft getretenen „Verordnung zur Einführung des Europäischen Abfallkatalogs“ (EAK-Verordnung – EAKV) vom 13.09.1996.
Die gefährlichen Abfälle im Sinne des Gesetz zur Vereinfachung der 
abfallrechtlichen Überwachung sind durch „*“ gekennzeichnet.




	AVV Abfallschlüssel

AS 18 01 01
	AVV-Bezeichnung: spitze oder scharfe Gegenstände
	Abfalleinstufung: nicht gefährlicher 
Abfall


	Abfalldefinition: spitze und scharfe Gegenstände, auch als „sharps“ bezeichnet.
	EAKV 1996: 18 01 01

LAGA-Gruppe: B


	Anfallstellen
	Bestandteile
	Sammlung – Lagerung
	Entsorgung

	Gesamter Bereich der 
Patientenversorgung.
	Skalpelle,

Kanülen von Spritzen und Infusions​systemen,

Gegenstände mit ähnlichem Risiko für Schnitt- und Stichverletzungen.
	Erfassung am Abfallort in stich- und bruchfesten Einwegbehältnissen,

kein Umfüllen, Sortieren oder 
Vorbehandeln.
	Keine Sortierung!!

Ggf. Entsorgung gemeinsam mit Abfällen des AS 18 01 04.

	Hinweise:
	Eine sichere Desinfektion der Kanülen-Hohlräume ist schwierig.

Analoge Anwendung auch auf AS 18 02 01.


	AVV Abfallschlüssel

AS 18 01 02
	AVV-Bezeichnung: Körperteile und Organe einschließlich Blutbeutel und Blutkonserven
	Abfalleinstufung: nicht gefährlicher 
Abfall



	Abfalldefinition: Körperteile, Organabfälle, gefüllte Behältnisse mit Blut und Blutprodukten. 
	EAKV 1996: 18 01 02 

LAGA-Gruppe: E
 

	Anfallstellen
	Bestandteile
	Sammlung – Lagerung
	Entsorgung

	z. B. Operationsräume, ambulante Einrichtungen mit entsprechenden Tätigkeiten.
	Körperteile, Organabfälle, 

Blutbeutel,

mit Blut oder flüssigen Blutprodukten gefüllte Behältnisse.
	Gesonderte Erfassung am Anfallort,

keine Vermischung mit Siedlungs​abfällen,

kein Umfüllen, Sortieren oder 
Vorbehandeln,

Sammlung in sorgfältig 
verschlossenen Einwegbehältnissen (zur Verbrennung geeignet),

zur Vermeidung von Gasbildung 
begrenzte Lagerung.
	Gesonderte Beseitigung in zugelassener Verbrennungsanlage, z. B. Sonderabfall​verbrennung (SAV),

einzelne Blutbeutel: Entleerung in die Kanalisation möglich (unter Beachtung hygienischer und infektionspräventiver Gesichtspunkte). Kommunale Abwasser​satzung beachten.

	Hinweise:
	Diese Einstufung gilt nur für Abfälle, die nicht unter AS 18 01 03* einzustufen sind.

Extrahierte Zähne (ohne Amalgamfüllungen) sind keine Körperteile i. S. dieses Abfallschlüssels.


	AVV Abfallschlüssel

AS 18 01 03*
	AVV-Bezeichnung: andere Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventiver Sicht besondere Anforderungen gestellt werden.
	Abfalleinstufung: gefährlicher Abfall



	Abfalldefinition: Abfälle, die mit meldepflichtigen Erregern behaftet sind, wenn dadurch eine Verbreitung der Krankheit zu befürchten ist (siehe Text!)
	EAKV 1996: 18 01 03*

LAGA Gruppe: C


	Anfallstellen
	Bestandteile
	Sammlung – Lagerung
	Entsorgung

	z. B. Operationsräume,

Isoliereinheiten von Krankenhäusern,

mikrobiologische Laboratorien,

klinisch-chemische und infektions​serologische Laboratorien,

Dialysestationen und -zentren bei 
Behandlung bekannter Hepatitis-
virusträger,

Abteilungen für Pathologie.
	Abfälle, die mit erregerhaltigem Blut, Sekret oder Exkret behaftet sind oder Blut in flüssiger Form enthalten.

z. B. mit Blut oder Sekret gefüllte Ge​fäße, blut- oder sekretgetränkter Abfall aus Operationen, gebrauchte Dialyse​systeme aus Behandlung bekannter Virusträger.

Mikrobiologische Kulturen aus z. B. Instituten für Hygiene, Mikrobiologie und Virologie, Labormedizin, Arztpraxen mit entsprechender Tätigkeit.
	Am Anfallort verpacken in reißfeste, feuchtigkeitsbeständige und dichte Behältnisse. Sammlung in sorgfältig verschlossenen Einwegbehältnissen (zur Verbrennung geeignet, Bauartzulassung).

Kein Umfüllen oder Sortieren.

Zur Vermeidung von Gasbildung 
begrenzte Lagerung.
	Keine Verwertung!!

Keine Verdichtung oder Zerkleinerung.

Entsorgung als gefährlicher Abfall mit Entsorgungsnachweis: Beseitigung zugelassener Abfallverbrennungsanlage, z. B. Sonderabfallverbrennung (SAV).

oder: Desinfektion mit vom RKI 
zugelassenen Verfahren, dann 
Entsorgung wie AS 18 01 04.

Achtung: Einschränkung bei 
bestimmten Erregern (CJK,TSE).

	Hinweise:
	auch: spitze und scharfe Gegenstände, Körperteile und Organabfälle von Patienten mit entsprechenden Krankheiten.

Analoge Anwendung auch auf AS 18 02 02*.


	AVV Abfallschlüssel

AS 18 01 04
	AVV-Bezeichnung: Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus 
infektionspräventiver Sicht keine besonderen Anforderungen gestellt werden 
(z. B. Wäsche, Gipsverbände, Einwegkleidung)
	Abfalleinstufung: nicht gefährlicher 
Abfall



	Abfalldefinition: mit Blut, Sekreten bzw. Exkreten behaftete Abfälle, wie Wundverbände, Gipsverbände, Einwegwäsche, Stuhlwindeln, Einwegartikel etc.
	EAKV 1996: 18 01 04

LAGA Gruppe: B

 

	Anfallstellen
	Bestandteile
	Sammlung – Lagerung
	Entsorgung

	gesamter Bereich der Patientenversorgung.
	Wund- und Gipsverbände, Stuhl-
windeln, Einwegwäsche, Einwegartikel 
(z. B. Spritzenkörper), etc.

Gering mit Zytostatika kontaminierte Abfälle, wie Tupfer, Ärmelstulpen, Handschuhe, Atemschutzmasken, Einmalkittel, Plastik-/ Papiermaterial, Aufwischtücher, leere Zytostatika​behältnisse nach bestimmungsgemäßer Anwendung (Ampullen, Spritzenkörper ohne Kanülen etc.), Luftfilter und sonstiges gering kontaminiertes Material von Sicherheitswerkbänken.

nicht:

Getrennt erfasste, nicht kontaminierte Fraktionen von Papier, Glas, Kunst​stoffen (diese werden unter eigenem Abfallschlüsseln gesammelt).


	Sammlung in reißfesten, feuchtig​keitsbeständigen und dichten Behält​nissen.

Transport nur in sorgfältig verschlos​senen Behältnissen (ggf. in Kombina​tion mit Rücklaufbehältern).

Kein Umfüllen (auch nicht im zentralen Lager), Sortieren oder Vorbehandeln (ausgenommen Aufgabe in Press​container).
	Verbrennung in zugelassener Abfall​verbrennungsanlage (HMV) 

Behältnisse mit größeren Mengen 
Körperflüssigkeiten können unter 
Beachtung von hygienischen und 
infektionspräventiven Gesichtspunkten in die Kanalisation entleert werden (kommunale Abwassersatzung 
beachten).

Alternativ ist durch geeignete 
Maßnahmen sicherzustellen, dass keine flüssigen Inhaltsstoffe austreten.

	Hinweise:
	Diese Einstufung gilt nur für Abfälle, die nicht AS 18 01 03* zuzuordnen sind.

Analoge Anwendung auch auf AS 18 02 03.

Dieser Abfall stellt ein Gemisch aus einer Vielzahl von Abfällen dar, dem auch andere nicht gefährliche Abfälle zugegeben werden können, für die 
aufgrund der geringen Menge eine eigenständige Entsorgung wirtschaftlich nicht zumutbar ist.

Werden Abfälle dieses AS im Rahmen der Siedlungsabfallentsorgung durch den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger eingesammelt und 
beseitigt, ist eine gesonderte Deklaration nicht notwendig.


	AVV Abfallschlüssel

AS 18 01 06*
	AVV-Bezeichnung: Chemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen oder solche enthalten
	Abfalleinstufung: gefährlicher Abfall

	Abfalldefinition: Chemikalienabfälle
	EAKV 1996: 16 05 02*, 16 05 03* 

LAGA Gruppe: D


	Anfallstellen
	Bestandteile
	Sammlung – Lagerung
	Entsorgung

	Diagnostische Apparate,

Laborbereiche,

Pathologie.
	Säuren,

Laugen,

halogenierte Lösemittel,

sonstige Lösemittel,

anorganische Laborchemikalien, 
einschließlich Diagnostikarestmengen,

organische Laborchemikalien, 
einschließlich Diagnostikarestmengen,

Fixierbäder,

Entwicklerbäder,

Desinfektions- und Reinigungsmittel​konzentrate,

nicht restentleerte Druckgaspackungen,

Formaldehydlösungen.
	Vorzugsweise getrennte Sammlung der Einzelfraktionen unter eigenem AS.

Bei größeren Anfallmengen, 
Entsorgung unter speziellerem AS 
wie z. B.:

06 01 01* bis 06 01 05*, oder:

06 01 06*:
andere Säuren (säurehaltige Abfall-


lösungen),

06 02 01* bis 06 02 04*, oder:

06 02 05*:
andere Basen (basische Abfall-
lösungen),

07 01 03*:
organische halogenierte Lösemittel, 


Waschflüssigkeiten und Mutter-

laugen,

07 01 04*:
andere organische Lösemittel, 


Waschflüssigkeiten und Mutter-


laugen,

09 01 01*:
Entwickler und Aktivatoren auf


Wasserbasis,

09 01 03*:
Entwicklerlösungen auf 

 Lösemittelbasis,

09 01 04*:
Fixierbäder,

09 01 05*: 
Bleichlösungen und Bleich-Fixier-
 Bäder,
	Entsorgung als gefährlicher Abfall mit 
Entsorgungsnachweis (SAV, CPB).


	AVV Abfallschlüssel

AS 18 01 06*
	AVV-Bezeichnung: Chemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen oder solche enthalten
	Abfalleinstufung: gefährlicher Abfall

	Abfalldefinition: Chemikalienabfälle
	EAKV 1996: 16 05 02*, 16 05 03* 

LAGA Gruppe: D


	Anfallstellen
	Bestandteile
	Sammlung – Lagerung
	Entsorgung

	
	
	Fortsetzung AS 18 01 06*

16 05 06*:
Laborchemikalien, die aus gefähr-


lichen Stoffen bestehen oder solche 


enthalten, einschließlich Gemische 


von Laborchemikalien

16 05 07*: gebrauchte anorganische Chemika-


lien, die aus gefährlichen Stoffen 


bestehen oder solche enthalten

16 05 08*:
gebrauchte organische Chemika-


lien, die aus gefährlichen Stoffen 


bestehen oder solche enthalten

Größere Abfallmengen, mit gefährlichen Stoffen kontaminiert:

15 02 02*:
Aufsaug- und Filtermaterialien, 


Wischtücher und Schutzkleidung, 


die durch gefährliche Stoffe 


verunreinigt sind

Sammlung und Lagerung in 
für den Transport zugelassenen 
verschlossenen Behältnissen. 
Lagerräume mit ausreichender 
Belüftung.


	

	Hinweise:
	In größeren Mengen getrennt anfallende Chemikalienabfälle nicht vermischen, sondern unter dem entsprechenden AS getrennt sammeln und 
entsorgen.

Analoge Anwendung auf AS 18 02 05*.


	AVV Abfallschlüssel

AS 18 01 07
	AVV-Bezeichnung: Chemikalien mit Ausnahme derjenigen, die unter 

18 01 06* fallen
	Abfalleinstufung: nicht gefährlicher 
Abfall



	Abfalldefinition: Chemikalienabfälle
	EAKV 1996: 18 01 05 

LAGA Gruppe: D / A


	Anfallstellen
	Bestandteile
	Sammlung – Lagerung
	Entsorgung

	Diagnostische Apparate,

Laborbereiche.
	z. B. Reinigungsmittel, Hände-
desinfektionsmittel, verbrauchter 
Atemkalk,

Abfälle aus diagnostischen Apparaten, die aufgrund der geringen 
Chemikalienkonzentration nicht AS 

18 01 06* zugeordnet werden müssen.


	Ggf. getrennte Sammlung der Einzelfraktionen unter eigenem AS.

Sammlung und Lagerung in 
für den Transport zugelassenen 
verschlossenen Behältnissen.

Lagerräume mit ausreichender 
Belüftung.
	Entsprechend der Abfallzusammensetzung.

	Hinweise: 
	In größeren Mengen getrennt anfallende Chemikalienabfälle nicht vermischen, sondern unter dem entsprechenden AS getrennt sammeln und 
entsorgen. 

Analoge Anwendung auf AS 18 02 06.


	AVV Abfallschlüssel

AS 18 01 08*
	AVV-Bezeichnung: Zytotoxische und zytostatische Arzneimittel
	Abfalleinstufung: gefährlicher Abfall



	Abfalldefinition: CMR-Arzneimittel nach TRGS 525; Abfälle, die aus Resten oder Fehlchargen dieser Arzneimittel 
bestehen oder deutlich erkennbar mit CMR-Arzneimitteln verunreinigt sind (stark verunreinigt).
	EAKV 1996: 18 01 05 D1*

LAGA Gruppe: D



	Anfallstellen
	Bestandteile
	Sammlung – Lagerung
	Entsorgung

	Bereich der Patientenversorgung mit Anwendung von Zytostatika und 
Virusstatika (z. B. Onkologie),

Apotheken,

Arztpraxen,

Laborbereich.
	Nicht vollständig entleerte Original​behälter (z. B. bei Therapieabbruch 
angefallene oder nicht bestimmungs-
gemäß angewandte Zytostatika),

verfallene CMR-Arzneimittel in 
Originalpackungen,

Reste an Trockensubstanzen und 
zerbrochene Tabletten,

Spritzenkörper und Infusionsflaschen/  -beuteln mit deutlich erkennbaren Flüssigkeitsspiegeln/Restinhalten 
(>20 ml),

Infusionssysteme und sonstiges mit Zytostatika kontaminiertes Material (>20 ml), z. B. Druckentlastungs- und Überleitungssysteme,

durch Freisetzung großer Flüssig​keitsmengen oder Feststoffe bei der Zubereitung oder Anwendung von 
Zytostatika kontaminiertes Material 
(z. B. Unterlagen, pers. Schutzausrüstung).


	In bauartgeprüften, stich- und 
bruchfesten Einwegbehältnissen.

Kein Umfüllen und Sortieren!

Kein Vorbehandeln.

Transport und Lagerung fest 
verschlossen.
	Entsorgung als gefährlicher Abfall mit Entsor​gungsnachweis in zugelassenen Abfallverbrennungsanlagen, z. B. 
Sonderabfallverbrennung (SAV).

	Hinweise:
	Gering kontaminierte Abfälle, wie Tupfer, Handschuhe, Einmalkittel, Aufwischtücher, leere Zytostatikabehältnisse nach bestimmungsgemäßer 
Anwendung, Luftfilter und sonstiges gering kontaminiertes Material von Sicherheitswerkbänken, etc. sind AS 18 01 04 zuzuordnen. 

Analoge Anwendung auf AS 18 02 07*.


	AVV Abfallschlüssel

AS 18 01 09
	AVV-Bezeichnung: Arzneimittel mit Ausnahme derjenigen, die unter

18 01 08* fallen
	Abfalleinstufung: nicht gefährlicher 
Abfall



	Abfalldefinition: Altarzneimittel, einschließlich unverbrauchter Röntgenkontrastmittel.
	EAKV 1996: 18 01 05
LAGA Gruppe: D



	Anfallstellen
	Bestandteile
	Sammlung – Lagerung
	Entsorgung

	Krankenhäuser,

Apotheken,

Arztpraxen.
	Altarzneimittel,

Röntgenkontrastmittel,

Infusionslösungen.


	Getrennte Erfassung.

Zugriffsichere Sammlung, um 
missbräuchliche Verwendung 
auszuschließen.
	Vorzugsweise Verbrennung in 
zugelassenen Abfallverbrennungs​anlagen (Hausmüllverbrennung, Sonderabfallverbrennung), (übergangs-
weise noch HMD).

Bei kleineren Mengen ist eine 
Entsorgung mit 18 01 04 möglich!

	Hinweise:
	Achtung! Praxisinhaber/Krankenhaus kann im Schadensfall infolge missbräuchlicher Verwendung wegen Fahrlässigkeit haftbar gemacht werden! Analoge Anwendung auf AS 18 02 08.


	AVV Abfallschlüssel

AS 18 01 10*
	AVV-Bezeichnung: Amalgamabfälle aus der Zahnmedizin
	Abfalleinstufung: gefährlicher Abfall



	Abfalldefinition: Inhalte von Amalgamabscheidern, Amalgamreste, extrahierte Zähne mit Amalgamfüllungen.
	EAKV 1996: 06 04 04*
LAGA Gruppe: D



	Anfallstellen
	Bestandteile
	Sammlung – Lagerung
	Entsorgung

	Zahnarztpraxen,

Zahnkliniken.
	Amalgam (Quecksilber),

Extrahierte Zähne mit Amalgamfüllung,

Amalgamabscheiderinhalte.
	Getrennte Sammlung.

Regelmäßige Entsorgung.
	Stoffliche Verwertung durch den 
Hersteller oder Vertreiber von 
Amalgam bzw. dem von diesen 
beauftragten Verwerter.



	Hinweise:
	


	AVV Abfallschlüssel

AS 15 01 XX
	AVV-Bezeichnung: Unterkapitel: Verpackungen (einschließlich getrennt 
gesammelter kommunaler Verpackungsabfälle)
	Abfalleinstufung: nicht gefährlicher Abfall, 15 01 10* gefährlicher Abfall


	Abfalldefinition: Verpackungsmaterial aller Art
	EAKV 1996: EAK-Gruppe 15 01

LAGA Gruppe: A bzw. D



	Anfallstellen
	Bestandteile
	Sammlung – Lagerung
	Entsorgung

	Gesamter Klinikbereich.
	Verpackungen aus

Papier, Pappe,

Kunststoffe,

Glas,

Holz,

Metall,

Verbundmaterialien.


	Getrennte Sammlung der Einzel​fraktionen unter eigenem AS:

15 01 01:
Verpackungen aus 

Papier und Pappe

15 01 02:
Verpackungen aus 
Kunststoff

15 01 03:
Verpackungen aus Holz

15 01 04:
Verpackungen aus Metall

15 01 05:
Verbundverpackungen

15 01 06:
gemischte Verpackungen

15 01 07:
Verpackungen aus Glas

15 01 10*:
Verpackungen, die Rück​stände gefährlicher Stoffe enthalten oder durch 
gefährliche Stoffe 
verunreinigt sind.

Verpackungen von Zytostatika, etc siehe AS 18 01 08*.
	Entsorgung über Rücknahmesysteme der Vertreiber (z. B. DSD)

Verwertung der nicht schädlich 
verunreinigten Fraktionen.

Sammlung und Entsorgung unter 
AS 15 01 10* als gefährlicher Abfall 
mit Entsorgungsnachweis.

	Hinweise:
	Gleichartige Abfälle, die nicht Verpackungen waren, sind unter AVV Gruppe 20 01 einzustufen. Nach Absprache mit Entsorger / Betreiber des 
Rücknahmesystems ggf. Zugabe zu Verpackungsabfällen möglich.


Vernichtung von Datenträgern (z. B. Akten, Patientenkartei)
Die DIN 66399 definiert drei Schutzklassen, nach denen die Datenträger hinsichtlich ihrer Schutzbedürftigkeit einzuordnen sind.

	Schutzklasse
	Beschreibung der Schutzklasse

	Schutzklasse 1 - 
normaler Bedarf für interne Daten
	Der Schutz von personenbezogenen Daten muss gewährleistet sein. Andernfalls besteht die Gefahr, dass der Betroffene in seiner Stellung und seinen wirtschaftlichen Verhältnissen beeinträchtigt wird.

	Schutzklasse 2 - 
hoher Bedarf für 
vertrauliche Daten
	Gefahr, dass der Betroffene in seiner gesellschaftlichen Stellung oder in seinen wirtschaftlichen Verhältnissen erheblich beeinträchtigt wird.

	Schutzklasse 3 - 
sehr hoher Bedarf für besonders geheime Daten
	Der Schutz personenbezogener Daten muss unbedingt gewährleistet sein. Andernfalls kann es zu einer Gefahr für Leib und Leben oder für die persönliche Freiheit des Betroffenen kommen.


Folgende Sicherheitsstufen werden in der DIN 66399 unterschieden:
	Sicherheitsstufe
	Datenträger-Vernichtungsempfehlung

	1
	Allgemeine Daten - Reproduktion mit einfachem Aufwand

	2
	Interne Daten - Reproduktion mit besonderem Aufwand

	3
	Sensible Daten - Reproduktion mit erheblichem Aufwand

	4
	Besonders sensible Daten - Reproduktion mit außergewöhnlichem Aufwand

	5
	Geheim zu haltende Daten - Reproduktion mit zweifelhaften Methoden

	6
	Geheime Hochsicherheitsdaten - Reproduktion technisch nicht möglich

	7
	Top Secret Hochsicherheitsdaten - Reproduktion ausgeschlossen


Wie erfolgt die Zuordnung der Sicherheitsstufen zu den gewählten Schutzklassen?
Nur folgende Kombinationen bei der Zuordnung von Sicherheitsstufen zu einer Schutzklasse sind möglich:
	Schutzklasse
	

	Schutzklasse 1 - 
normaler Bedarf für interne Daten
	Datenträger der Schutzklasse 1 können den Sicherheitsstufen 1, 2 und 3 zugeordnet werden. Ausnahme: Handelt es sich um personenbezogene Daten, ist nur eine Zuordnung zur Sicherheitsstufe 3 erlaubt.

	Schutzklasse 2 - 
hoher Bedarf für 
vertrauliche Daten
	Datenträger der Schutzklasse 2 können den Sicherheitsstufen 3, 4 und 5 zugeordnet werden.

	Schutzklasse 3 - 
sehr hoher Bedarf für besonders geheime Daten
	Datenträger der Schutzklasse 3 können den Sicherheitsstufen 4, 5, 6 und 7 zugeordnet werden.


Schritt für Schritt zur richtigen Zuordnung und Datenträgervernichtung:
1. Legen Sie Ihre Schutzklasse fest:
Bsp. 1: Praxisindividualisierte Arbeitsanweisung für die Aufbereitung von Medizinprodukten: Schutzklasse 1.
Bsp. 2: Angebot für einen neue Behandlungseinheit: Schutzklasse 1 oder 2.
Bsp. 3: Arbeitsvertrag mit einer Praxismitarbeiterin: Schutzklasse 2.

Bsp. 4: Patientenkartei: Schutzklasse 2 oder 3.

2. Aus der Festlegung der Schutzklasse ergibt sich die Sicherheitsstufe:
Bsp. 1: Praxisindividualisierte Arbeitsanweisung für die Aufbereitung von Medizinprodukten: Sicherheitsstufe 2.
Bsp. 2: Angebot für einen neue Behandlungseinheit: Sicherheitsstufe 3.
Bsp. 3: Arbeitsvertrag mit einer Praxismitarbeiterin: Sicherheitsstufe 4.
Bsp. 4: Patientenkartei: Sicherheitsstufe 5.
Praxistipps:
· Die obigen Beispiele erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit und Richtigkeit.

· Lassen Sie sich am besten in einem Bürofachgeschäft bzw. von einer Aktenvernichtungsfirma Ihrer Wahl bzgl. der Festlegung der Schutzklasse und der Sicherheitsstufe beraten.

· Hinweis: Handelt es sich um unterschiedlich eingestufte Datenträger und sollen diese gemeinsam vernichtet werden, dann ist die höchste Schutzklasse und Sicherheitsstufe maßgebend.

	Müllvermeidung


	8.


Müll vermeiden ist besser als Müll entsorgen, zumal dadurch zum Teil auch erhebliche Kosten 
vermieden werden können.

Nachfolgend sollen einige Beispiele aufgezeigt werden, wie Müll in der Zahnarztpraxis vermieden 
werden kann. Die Aufzählung hat aber bei weitem keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

	Verpackung
	· Bei Herstellern und Lieferanten darauf hinwirken, dass Verpackung nur soweit unbedingt nötig verwendet wird,

· auf Mehrwegverpackungen bestehen,

· Großbestellungen vermeidet Müll,

· Verpackungen den Herstellern bzw. Lieferanten wieder mitgeben,

· vermeiden nicht trennbarer Verbundmaterialien,

· wenn Einwegmaterial notwendig wird, Verpackungsmaterial sortieren und recyceln,

· Polsterumschläge (Verbund Kunststoff-Papier) sammeln und an 
Hersteller bzw. Lieferant zur Wiederverwendung zurückgeben,

· Möglichkeiten der  Wiederverwendung prüfen,

· keine Repräsentationsverpackungen akzeptieren oder verwenden.


	Spülbecher
	· Vermeiden (Absaugtechnik; nicht routinemäßiges Aufstellen – gilt auch für Einmal-Speichersauger),

· Mehrweg-Becher (Gläser) bevorzugen, wenn nicht besonderer 
Spülvorgang dadurch erforderlich wird (Thermodesinfektor),

· Polystyrol-Einmalbecher, falls kein Thermosdesinfektor vorhanden; diese aber dem Recycling zuführen:

· Tedeco-Cupcare-System über Dentalhandel (Recycling sortenrein),

· spezielle Polystyrol-Recycling-Unternehmen,

· notfalls Wertstoffhöfe (nicht immer sortenreine Sammlung),

· Pappbecher sind umweltfeindlicher (Beschichtung: Wachs oder Kunst​stoff, Recycling zumindest erschwert, Energieaufwand, Wasser-
verbrauch usw. sind bei der Herstellung um ein Mehrfaches über dem für 
Polystyrol).



	Handtücher
	· Einmalpapiertücher aus 100 % Altpapier sind nach Untersuchung des Umweltbundesamtes zu bevorzugen.

· Zellstofftücher zu hoher Rohstoff- und Energieeinsatz,

· Baumwolltücher wegen des hohen Energieaufwandes v. a. bei der (für die Zahnärzteschaft wohl unumgänglichen) Trocknung im 
Elektrotrockner negativ beurteilt. Sollten diese dennoch verwendet werden, kann bei der Reinigung weitestgehend auf Waschmittel 
verzichtet werden (Kochen reicht aus, da in der Regel nur nass, nicht 
verschmutzt),

· kleinere Formate als die im Dentalhandel üblicherweise angebotenen,   z. B. 25 x 23 cm ist das richtige Format und reichen in den allermeisten Fällen aus; zudem sind diese viel billiger!



	Hygiene
	· Thermodesinfektion, wenn möglich bevorzugen, da Materialeinsatz 
geringer, Reinigungsmittel ist Pulverkonzentrat. Möglichst hoch-
konzentrierte Vorratslösungen verwenden, möglichst wenig Wasser 
kaufen/ transportieren/verpacken! Richtig dosieren! Eine Untersuchung 
ergab, dass – bei Reinigungsunternehmen – durchschnittlich 62 % überdosiert wird.

· Pump-Sprays, keine FCKWs, aber möglichst auch keine Ersatzstoffe (Auswirkungen teilweise noch unklar!).



	Plastikbeutel
	· Feste Behälter ohne Beutel direkt in Sammelbehälter/Mülleimer geben.



	Röntgen-Chemie
	· Pulveransätze sparen Verpackungen,

· Fixierbad hält viel länger als Entwickler – bis zu 4-mal länger. 
Teststäbchen für Fixierbad (Fa. Tetenal, Fotohandel) verwenden. 
Bessere Ausnutzung bringt weniger häufige Entsorgung und durch 
höheren Silbergehalt höhere Rückvergütung!



	Büro- und Hausmüll
	· Grundsätzlich Recyclingpapier verwenden (gibt es auch für 
Thermo-Fax),

· auch für Kopierer, Laser- und Tintenstrahldrucker geeignetes Papier 
erhältlich!

· Papierverbrauch einschränken,

· doppelseitig kopieren und schreiben,

· wenn möglich DIN A5 statt DIN A4,

· einseitig beschriebene Papierabfälle als Notizzettel verwenden,

· Briefe an Krankenkassen, Überweiser o. ä. sammeln und nur einmal wöchentlich verschicken,

· Laborauftrag: nur ein Formular- geht hin und her, einzelne 
Arbeitsgänge bzw. Termine werden jeweils nachgetragen,

· Terminkarten für Patienten (Patient zum Mitbringen anhalten),

· Doppelpraxen ZM, ZBW, KZV-Rundschreiben, Handbücher o. ä. 
nur einmal schicken lassen,

· Zeitschriften, die ohne Bestellung zugeschickt werden, Register 
erfragen und streichen lassen (evtl. Direktmarketing-Verband, 
Schiersteiner Str. 29, 65187 Wiesbaden),

· Werbebriefe „Annahme verweigern“ und zurückschicken (Aufkleber dazu erhältlich bei BUND, Rotebühlstr. 66, 70178 Stuttgart),

· auf Briefkasten Aufkleber: „Bitte keine Werbung einwerfen” 
anbringen.



	Altpapier sammeln
	· Papier und Pappe trennen. Datenschutz beachten – ggfs. vorab durch Reißwolf,

· auch Papierwolle zum Recycling (aus Aktenvernichter),

· Kunststoffklebebänder von Kartonagen entfernen.



	Farbbänder/Toner
	· Tonerkartuschen für Kopierer und Laserdrucker wieder befüllen lassen,

· Carbonbänder für Schreibmaschinen und Drucker meiden – Gewebe​bänder sind wiedereinfärbbar und ihre Kassetten können mit neuem Band versehen werden,

· Adressen bei Verbraucherberatungen, Bürofachhandel, Gelbe Seiten.



	Hausmüll
	· Organische Abfälle (Biomüll) zum Kompostieren,

· Pfandflaschen, keine Dosen oder Getränketüten,

· keine Tetra-Packs,

· kein Einweggeschirr und Wegwerfbesteck verwenden,

· Altglas, Aluminium, Blech, Kunststoffe, Papier und Kartons sammeln,

· Hand- und Geschirrtücher aus Baumwolle verwenden,

· umweltfreundliche Putzmittel verwenden.



	Umweltprodukte
	· Papier, Ordner, Briefumschläge (mit Pergamentfenster) aus Altpapier, unlackierte Buntstifte statt Filzstifte, Kugelschreiber mit auswechselbaren Minen, am besten Füller, trockene Textmarker Korrekturlacke auf 
Wasserbasis, umweltfreundliche Klebstoffe und Klebebänder,

· langlebige Produkte bevorzugen,

· Adressaufkleber und Durchschreibesätze aus 100 % Altpapier erhältlich!



	Allgemeines
	· Aufschleifen von Handinstrumenten, Bohrern, Fräsen usw.,

· einschmelzen von Wachsresten und ähnliches spart Geld, Verpackung, Transport und Rohstoffe!
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